
GESELLSCHAFTSVERTRAG  der  CityBahn GmbH    § 1 Rechtsform, Firma und Sitz  (1) Die Gesellschaft ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung.  (2) Die Firma der Gesellschaft lautet:  CityBahn GmbH.  (3) Sitz der Gesellschaft ist Wiesbaden.    § 2 Gegenstand des Unternehmens  (1) Gegenstand des Unternehmens der Gesellschaft sindist die Planung, der Bau (Bauleitung, Steuerung und Überwachung) und und der Betrieb (Infrastruktur und Fahrzeuge) für die CityBahn Mainz - Wiesbaden - Bad Schwalbach (in Verbin-dung mit dem vorhandenen Mainzer Straßenbahnnetz).. Die Gesellschaft erbringt keine handwerklichen Tätigkeiten.  (2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, durch die der Gesellschafterzweck mittelbar oder unmittelbar gefördert werden kann. Sie kann sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben anderer Unternehmen bedienen sowie In-teressengemeinschaften eingehen.   § 3 Stammkapital  (1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 50.00051.150,00 € (in Worten: fünf-zigtausendeinundfünfzigtausendeinhundertfünfzig Euro).  (2) Das Stammkapital ist eingeteilt in 50.00051.150 Geschäftsanteile im Nominalbe-trag von jeweils einem Euro je Geschäftsanteil.  (3) Auf das Stammkapital übernehmen die WVV Wiesbaden Holding GmbH mit Sitz in Wiesbaden 25.000  (Geschäftsanteile, und zwar die Geschäftsanteile mit den Nummern 15 bis 25.000, und die Mainzer Stadtwerke AG mit Sitz in Mainz 



- 2 - 25.000 Geschäftsanteile, und zwar die Geschäftsanteile mit den Nummern 25.001 bis 50.000.  (2)(4) Die Einlagen auf51.154). Das Stammkapital sind in Geld zu leisten und sind  so-fortist in voller Höhe zur Zahlung fälligeinbezahlt.  (3)(5) Eine Veränderung des Stammkapitals kann nur einstimmig beschlossen werden.   (4)(6) Weitere Gesellschafter können unter Beachtung der Regelung des § 4 Abs. 1 der Gesellschaft noch beitreten.  § 4 Verfügung über Geschäftsanteile, Einziehung  (1) Jede Verfügung über Geschäftsanteile, insbesondere die Übertragung oder Ver-pfändung eines Geschäftsanteils, bedarf der schriftlichen Zustimmung aller ande-ren Gesellschafter.   (2) Die Gesellschafterversammlung kann die Einziehung von Geschäftsanteilen mit Zustimmung des betroffenen Gesellschafters jederzeit beschließen.  (3) Der Zustimmung des betroffenen Gesellschafters bedarf es nicht, wenn über sein Vermögen ein Insolvenzverfahren oder die Zwangsvollstreckung in seinen Ge-schäftsanteil eingeleitet ist. Bei der Beschlussfassung über die Einziehung hat der betreffende Gesellschafter kein Stimmrecht.  (4) Dem ausscheidenden Gesellschafter ist der Bilanzwert des Geschäftsanteils zu vergüten. Der Errechnung des Bilanzwertes sind das Kapital, die offenen, nicht zweckgebundenen Rücklagen zuzüglich Jahresgewinn und Gewinnvortrag und abzüglich Jahresverlust und Verlustvortrag nach dem letzten Jahresabschluss zugrunde zu legen.    § 5 Dauer der Gesellschaft, Kündigung  (1) Die Dauer der Gesellschaft ist unbestimmt. Sie beträgt aber mindestens fünf Jah-re.  (2) Jeder Gesellschafter kann seine Mitgliedschaft in der Gesellschaft unter Einhal-tung einer Kündigungsfrist von einem JahrJahre zum Ende eines Geschäftsjah-res kündigen, frühestens jedoch zum 31.12.2022. Das Recht zur fristlosen Kün-digung aus wichtigem Grund bleibt unberührt.  (3)  Die Kündigung hat durch eingeschriebenen Brief zu erfolgen. Sie ist gegenüber der Gesellschaft zu erklären, die jeden Gesellschafter unverzüglich hiervon zu unterrichten hat. Für die Rechtzeitigkeit der Kündigung ist der Poststempel maß-gebend. 



- 3 - (4)  Kündigt ein Gesellschafter seine Beteiligung, so ist jeder der übrigen Gesell-schafter berechtigt, seinerseits mittels Anschlusskündigung seine Beteiligung auf denselben Zeitpunkt zu kündigen. Die Anschlusskündigung ist nur wirksam, wenn sie innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Kenntnis des Gesellschafters von der Kündigung des kündigenden Gesellschafters erklärt wird.  (5)  Kündigen alle Gesellschafter, wird die Gesellschaft aufgelöst und unter Beteili-gung des (der) kündigenden Gesellschafter(s) liquidiert. Kündigen nicht alle Ge-sellschafter, scheide(t)(n) der bzw. die kündigende(n) Gesellschafter mit Wirk-samwerden seiner (ihrer) Kündigung aus der Gesellschaft aus und kann (können) eine Abfindung von der Gesellschaft verlangen. Der Abfindungsbetrag errechnet sich gemäß den Bestimmungen in § 4 (4).   (6)  Fällige Abfindungsraten sind auszusetzen, soweit sie nur aus dem gebundenen Vermögen der Gesellschaft (§§ 30 ff. GmbHG) erbracht werden könnten.   (7)  Der (die) kündigende(n) Gesellschafter hat (haben) die Einziehung seines (ihrer) Anteil(s)(e) zu dulden. Die Gesellschafterversammlung kann anstelle der Einzie-hung beschließen, dass der Geschäftsanteil auf einen oder mehrere andere Ge-sellschafter oder auf einen oder mehrere Dritte, die sich zur Übernahme des Ge-schäftsanteils bereit erklärt haben, gegen Entgelt in Höhe des Betrages gemäß vorstehender Ziffer (5) übertragen wird. Dem (den) kündigenden Gesellschaf-ter(n) steht bei diesen Beschlüssen kein Stimmrecht zu.    § 6 Geschäftsjahr  Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.    § 7 Organe der Gesellschaft   Organe der Gesellschaft sind:  1. Gesellschafterversammlung 2. Geschäftsführung   § 8 Geschäftsführung und Vertretung  (1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer.   (2) Die Geschäftsführer werden durch die Gesellschafterversammlung bestellt und abberufen.  



- 4 - (3) Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt dieser die Gesellschaft allein. Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft  durch zwei Ge-schäftsführer gemeinsam oder durch einen Geschäftsführer zusammen mit ei-nem Prokuristen vertreten. Die Gesellschafterversammlung kann allen oder ein-zelnen Geschäftsführern die Befugnis zur Einzelvertretung erteilen sowie allen oder einzelnen Geschäftsführern gestatten, Rechtsgeschäfte der Gesellschaft mit sich im eigenen Namen oder als Vertreter eines Dritten abzuschließen (Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB).  (4)  Im Falle der Liquidation wird die Gesellschaft durch einen oder mehrere Liquida-toren vertreten. Für die Geschäftsführung und die Vertretung durch den Liquida-tor bzw. die Liquidatoren gelten die vorstehenden Regelungen für die Geschäfts-führer entsprechend.   (5) Die Geschäftsführer bzw. Liquidatoren sind der Gesellschaft gegenüber verpflich-tet, die Beschränkungen einzuhalten, die ihnen in Bezug auf ihre Geschäftsfüh-rungsbefugnis durch diesen Gesellschaftsvertrag sowie Gesellschafterbeschlüs-se auferlegt sind.   § 9 Gesellschafterversammlung  Die Gesellschafterversammlung hat die ihr durch Gesetz oder diesen Gesellschaftsver-trag zugewiesenen Befugnisse. Sie beschließt insbesondere mit 85 Prozent% Mehrheit über   1. den Wirtschaftsplan und dessen wesentliche Änderungen,   2. die Feststellung des Jahresabschlusses,  3. die Ergebnisverwendung,  4. die Bestellung und Abberufung der Geschäftsführer sowie den Abschluss, die Änderung, die Aufhebung und Kündigung ihrer Anstellungsverträge,  5. die Entlastung der Geschäftsführer,  6. die Geltendmachung von Ersatzansprüchen gegen die Geschäftsführer,  7. der Erteilung und dem Widerruf von Prokuren und Handlungsvollmachten  8. die Bestellung des Abschlussprüfers,  9. die Änderungen des Gesellschaftsvertrages, einschließlich des Gesellschafts-zwecks, Erhöhung und Herabsetzung des Stammkapitals,  



- 5 - 10. die Aufnahme neuer Gesellschafter,  11. Übernahme neuer Aufgaben von besonderer Bedeutung im Rahmen des Unter-nehmensgegenstandes,  11.12. die Errichtung, den Erwerb und die Veräußerung von Unternehmen und Beteili-gungen,  12.13. den Abschluss und die Änderung von Unternehmensverträgen im Sinne der  §§ 291 und 292 Abs. 1 des Aktiengesetzes,  13.14. die Einziehung von Geschäftsanteilen und die Ausschließung von Gesellschaf-tern,  14.15. die Auflösung oder Umwandlung der Gesellschaft,   15.16. die Ernennung und Abberufung von Liquidatoren,  16.17. die Beantragung der Einleitung von Planfeststellungsverfahren,  17.18. den Abschluss von Aufgabenübertragungs- und Beleihungsverträgen mit den Gesellschaftern sowie den Abschluss von Verträgen mit besonderer Bedeutung,  18.19. der Abschluss von Verträgen mit einem Kostenaufwand von mehr als 50.000,00 € im Einzelfall; soweit diese Ausgaben nicht bereits im genehmigten Wirtschafts-plan enthalten sind,  19.20. die Einleitung von Rechtsstreitigkeiten und den Abschluss von Vergleichen mit einem Gegenstandswert von mehr als 50.000,00 €,  20.21. den Ankauf, die Veräußerung und die Belastung von Grundstücken und den Erwerb, die Bewilligung, die Übertragung und die Veräußerung von dinglichen Rechten, sofern bei allen diesen Maßnahmen der Wert der zugrunde liegenden Geschäfte im Einzelfall den Betrag von 25.000,00 € übersteigt.   § 10 Einberufung von Gesellschafterversammlungen  (1) Die Einberufung von Gesellschafterversammlungen erfolgt durch die Geschäfts-führer. Es genügt die Einberufung durch einen Geschäftsführer – auch bei Ge-samtgeschäftsführung. Jede Gesellschafterversammlung ist per E-Mail mit Be-stätigungeingeschriebenem Brief unter Mitteilung der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens zwei Wochen einzuberufen, wobei der Tag der Absendung der Einladung und der Tag der Gesellschafterversammlung nicht mitzuzählen sind. Eine nicht ordnungsgemäß einberufene Gesellschafterversammlung kann Beschlüsse fassen, wenn sämtliche Gesellschafter vertreten sind und kein Wi-



- 6 - derspruch gegen die Abhaltung der Versammlung und die Beschlussfassung er-hoben wird.   (2) Die ordentliche Gesellschafterversammlung, deren Tagesordnung mindestens die in § 9 Nr. 2, 3, 5 und 87 genannten Punkte umfasst, findet in den ersten acht Monaten des Geschäftsjahres statt.  Die Gesellschafterversammlung tritt außer-dem zusammen, wenn nach diesem Gesellschaftsvertrag oder nach den gesetz-lichen Bestimmungen eine Beschlussfassung erforderlich wird oder auf Verlan-gen der Geschäftsführer oder von Gesellschaftern, die allein oder zusammen mindestens ein Zehntel des Stammkapitals vertreten.   § 11 Vorsitz  Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung führt ein Vorsitzender, der durch die Versammlung mit einfacher Mehrheit zu wählen ist. Im Falle von Stimmengleichheit entscheidet das Los. Der Vorsitzende leitet die Versammlung und bestimmt die Form der Abstimmung.   § 12 Gesellschafterbeschlüsse  (1) Die Beschlüsse der Gesellschafter werden grundsätzlich in Gesellschafterver-sammlungen gefasst. Gesellschafterbeschlüsse können aber auch außerhalb von Gesellschafterversammlungen mündlich, telefonisch oder aufgrund schriftli-cher oder unter Verwendung elektronischer Medien (insbesondere email mit digi-taler Signatur und Telefax) in Textform (§ 126b BGB) verfasster Stimmabgaben gefasst werden, wenn sich alle Gesellschafter an der Abstimmung beteiligen und kein Gesellschafter diesem Verfahren widerspricht.   (2) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn das gesamte Stamm-kapital vertreten ist. Wird dieses Erfordernis nicht erreicht, so ist innerhalb von zwei Wochen durch eingeschriebenen Brief mit der Frist von mindestens einer Woche eine zweite Gesellschafterversammlung mit derselben Tagesordnung einzuberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf die Höhe des vertretenen Stammkapi-tals beschlussfähig. Bei der Einladung ist darauf hinzuweisen.  (3) Jeder Gesellschafter ist berechtigt, sich in der Gesellschafterversammlung vertre-ten zu lassen. Jeder Bevollmächtigte muss seine Legitimation durch schriftliche Vollmacht nachweisen. Die Geschäftsführung nimmt an der Gesellschafterver-sammlung teil, soweit nichts anderes bestimmt wird.   (4) Abgestimmt wird nach Kapitalanteilen. Jeder Euro eines Geschäftsanteils ge-währt eine Stimme. Beschlüsse kommen mit einfacher Mehrheit der abgegebe-nen Stimmen zustande, falls nicht das Gesetz oder dieser Gesellschaftsvertrag eine höhere Mehrheit zwingend vorschreiben.  



- 7 -  (5) Soweit rechtlich zulässig, ist ein Gesellschafter auch dann stimmberechtigt, wenn die Beschlussfassung die Vornahme eines Rechtsgeschäftes oder die Einleitung oder Erledigung eines Rechtsstreits mit ihm oder mit einem mit ihm im Sinne des § 17 AktG verbundenen Unternehmen betrifft.   § 13 Protokollführung  Über die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung ist eine Niederschrift anzuferti-gen. Diese ist von dem Vorsitzenden der Gesellschafterversammlung zu unterzeich-nen, soweit kein notarielles Protokoll über die Gesellschafterversammlung errichtet wird. Jede Niederschrift über eine Gesellschafterversammlung ist allen Gesellschaftern in Abschrift per E-Mail zu übersenden. Die Belege über die rechtzeitige Einladung sind aufzubewahren. Bei anderen Beschlüssen ist über den Inhalt, das Abstimmungsverfah-ren und das Abstimmungsergebnis ein Vermerk anzufertigen, von allen Gesellschaf-tern zu unterschreiben und allen Gesellschaftern sowie der Geschäftsführung in Ab-schrift zu übersenden.   § 14 Anfechtung von Gesellschafterbeschlüssen  Beschlüsse der Gesellschafterversammlung können nur innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Zugang der gemäß § 13 dieses Gesellschaftsvertrages abzufassenden Niederschrift angefochten werden. Die Anfechtungsfrist ist nur gewahrt, wenn innerhalb der Frist Klage erhoben wird.    § 15 Beirat  (1) Die Gesellschaft hat als politisches Koordinationsgremium einen Beirat, der durch die Gesellschafterversammlung benannt und abberufen wird. Der Beirat ist durch die Geschäftsführung über alle wesentlichen Planungs- und Bauaktivitäten sowie -ergebnisse zu informieren. Er berät die Geschäftsführung bei der Umset-zung und Kommunikation. Der Vorsitz des Beirates obliegt dem für Verkehr zu-ständigen Dezernenten der Stadt Wiesbaden.  (2) Jede kommunale Gebietskörperschaft, die direkt oder über eine von ihr be-herrschte Gesellschaft an der CityBahn GmbH beteiligt ist, erhält neun Sitze im Beirat. Die Beiratsmitglieder, die die Landeshauptstadt Wiesbaden vertreten, werden entsprechend den Regeln des Beteiligungshandbuches der Landes-hauptstadt Wiesbaden für das Besetzungsverfahren bei Aufsichtsräten von der Stadtverordnetenversammlung vorgeschlagen.   



- 8 - (3) Verwaltungsmitarbeiter der Gesellschafter bzw. der kommunalen Gebietskörper-schaften, insbesondere solche der jeweiligen Beteiligungsverwaltungen, können an den Sitzungen des Beirates teilnehmen.  (4) Das Nähere regelt eine von der Gesellschafterversammlung zu beschließende Geschäftsordnung für den Beirat.   § 16 Wirtschaftsplan  Die Geschäftsführung hat bis spätestens zum 15. November eines Jahres für das kommende Geschäftsjahr in sinngemäßer Anwendung der für Eigenbetriebe geltenden Vorschriften einen jährlichen Wirtschaftsplan und eine fünfjährige Finanzplanung zu erstellen sowie der Landeshauptstadt Wiesbaden und der Landeshauptstadt Mainz und den Gesellschaftern zur Kenntnis zu bringen. Alle zwei Jahre ist bereits im August eine Grobplanung für die regelmäßige Haushaltsplanung der Landeshauptstadt Wiesbaden und der Landeshauptstadt Mainz abzugeben.    § 1716 Jahresabschluss  (1) Die Geschäftsführer haben innerhalb der für große Kapitalgesellschaften (§ 267 Abs. 3 HGB) geltenden gesetzlichen Fristen den Jahresabschluss (Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung samt Anhang) und den Lagebericht nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des dritten Buches des Han-delsgesetzbuches aufzustellen, sofern nicht weitergehende gesetzliche Vorschrif-ten gelten oder gesetzliche Vorschriften entgegenstehen. Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind dem von der Gesellschafterversammlung gewählten Abschlussprüfer zur Prüfung vorzulegen. Der Jahresabschluss und der Lagebe-richt sind entsprechend den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschrif-ten des dritten Buches des Handelsgesetzbuches zu prüfen. Im Rahmen der Jah-resabschlussprüfung ist in entsprechender Anwendung des § 53 Abs. 1 und Abs. 2 des HGrG die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung zu veran-lassen und über wirtschaftlich bedeutsame Sachverhalte zu berichten.   (2) Die Geschäftsführer haben  den Jahresabschluss (Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung samt Anhang) und den Lagebericht unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberichts des Abschlussprüfers zusammen mit dem Prüfungsbericht und ihrer Stellungnahme zum Prüfungsbericht sowie ihren Vorschlägen zur Be-hebung etwaiger Prüfungsbeanstandungen den Gesellschaftern sowie - auf An-forderung - der BeteiligungsverwaltungenBeteiligungsverwaltung der Gebietskör-perschaften, die direkt oder über eine kommunale Gesellschaft anLandeshaupt-stadt Wiesbaden und der CityBahn GmbH beteiligt sind,Beteiligungsverwaltung der Landeshauptstadt Mainz zur Kenntnisnahme vorzulegen. Zugleich hat die Geschäftsführung den Gesellschaftern den Vorschlag über die Verwendung des Ergebnisses vorzulegen. 



- 9 -  (3) Den Gebietskörperschaften, die direkt oder über eine kommunale Gesellschaft an der CityBahn GmbH beteiligt sind,Die Feststellung des Jahresabschlusses er-folgt durch die Gesellschafterversammlung.   (4)(3) Der Landeshauptstadt Wiesbaden und der Landeshauptstadt Mainz stehen die-jenigen Befugnisse zu, die das Gesetz über die Grundsätze des Haushaltsrechts des Bundes und der Länder (Haushaltsgrundsätzegesetz, HGrG) durch §§ 53 und 54 in der jeweils gültigen Fassung in Verbindung mit dem einschlägigen Landesrecht einer Gebietskörperschaft gegenüber privatrechtlichen Unterneh-men einräumt. Dem Hessischen Landesrechnungshof und der für die Landes-hauptstadt Mainz zuständigen Aufsichtsbehörde sowie dem Rechnungshof Rheinland-Pfalz stehen für die überörtliche Prüfung die Befugnisse nach § 54 HGrG zu. Dem Rechnungshof Rheinland-Pfalz wird zudem das Recht zur überörtlichen Prüfung nach Maßgabe des § 110 Abs. 5 Gemeindeordnung Rhein-land-Pfalz eingeräumt.  (5)(4) Die Gesellschafterversammlung hat spätestens bis zum Ablauf der ersten acht Monate des Geschäftsjahres über die Ergebnisverwendung für das vorangegan-gene Geschäftsjahr zu beschließen.   (6)(5) Die Offenlegung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes richtet sich nach den für die Größenordnung der Gesellschaft maßgeblichen Vorschriften des drit-ten Buches des Handelsgesetzbuches. Von den größenabhängigen Erleichte-rungen nach §§ 326, 327 HGB hat die Geschäftsführung bei Vorliegen der ent-sprechenden Voraussetzungen Gebrauch zu machen, sofern die Gesellschafter-versammlung nichts anderes beschließt.  (6) Der Beschluss über die Feststellung des Jahresabschlusses ist zusammen mit dem Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts sowie der beschlossenen Verwendung des Jahresüberschusses oder der Behandlung des Jahresfehlbetrags unbeschadet der bestehenden gesetzlichen Offenle-gungspflichten öffentlich bekannt zu machen. Gleichzeitig mit der öffentlichen Bekanntmachung sind der Jahresabschluss und der Lagebericht an sieben Werk-tagen bei der Stadtverwaltung Mainz während der allgemeinen Öffnungszeiten öffentlich auszulegen. In der öffentlichen Bekanntmachung ist auf die Auslegung hinzuweisen.   § 18  § 17 Bekanntmachungen  Die nach den gesetzlichen Vorschriften erforderlichen Bekanntmachungen der Gesell-schaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger.   



- 10 - § 19 Gründungskosten  Die mit der Errichtung der Gesellschaft verbundenen Kosten und Gebühren (Notar- und Registergerichtsgebühren, Kosten der Veröffentlichung und die Kosten der Grün-dungsberatung) trägt die Gesellschaft bis zu einem Höchstbetrag von 2.500,00 €.  


